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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 9a Senat des Bundessozialgerichts hat am

28, Juni 1975 ohne mündliche Verhandlung durch

Vorsitzende Richterin Dr_ S c h w a r z ,
die

Richter Dro B a r e s e l und

Dr° W u l f h o r s t und die ehrenamtlichen
1Richter 5 c h 6 f i s c h und c c h ä f e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
27‚ Januar 4972 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliohe Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Auf Grund der Verordnung zur Sicherstellung des
'Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staats—

politischer Bedeutung vom 220 Juni 1958 war der

Kläger durch Verpflichtungsbescheid des Arbeits—

amtes in der Zeit ab 280 Juli 1958 zur Dienst—

Vleistung bei Baufirmen verpflichtet werden? die am-

Bau des Nestwalls mitwirkten° Bei diesen Arbeiten

zog sich der Kläger einen schweren Gelenk—
/\

rheumatismus zu, wes-alb er vom :o November 4958

bis zum 24° Januar 1959 stationär behande.* wurdeo

Auf diese Erkrankung führt der Kläger ein Herz—

leiden zurück, welches später bei ihm beobachtet

wurde„ Er beantragte deswegen im September 1968

die Gewährung von Versorgung nach dem Bundes—

versorgungsgesetz 1BVG)o Der Antrag wurde durch

Bescheid vom 60 Januar 4969 abgelehnt? weil die

beim Kläger bestehende Gesundheitsstörung nicht

mit dem während seines Diensteinsatzes am Westwall

aufgetretcnen Gelenkrheumatismus zusammenhängeo

Der Widerspruch des Klägers wurde durch Bescheid

vom 25 Januar 1970 zurückgewiesen7 worin auf ein

intornistisches Gutachten Bezug genommen und

außerdem erklärt wurde, der Kläger habe keinen
militärähnlichen Dienst i„So des & 5 Abs„ 4

Buchsto k BVG geleistete

Der Kläger hat seine hiergegen erhobene Klage auf
5 5 Abs„ ? Buchst° b BVG gestützt„ Das Sozial—
gericht (SG) Detmold hat — nach interhistischer

Begutachtung des Klägers — am 200 April 497? den

Beklagten unter Aufhebung der angefochtenen
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Bescheide verurteilt‚ eine Aortenstenose als
Sehädigungsfolge anzuerkennen und dem Kläger ab

4° September 4968 eine Versorgungsrente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit um 60 VQHO zu ge—
währen: Der Arbeitseinsatz des Klägers am Nestwall

im Herbst 4958 sei gemäß 5 5 Abso 4 Buchst() b BVG ge—

schützt gewesen; die auf Grund behördlicher haßnahmen

erfolgte Mitwirkung des Klägers am Westwallbau habe

unmittelbar mit der Vorbereitung von Kampfhandlungen

zusammengehangen, die dann auch Anfang September 4959

tatsächlich ausgebrochen seien; ein enger zeitlicher

Zusammenhang sei hierbei nicht erforderlich() Die

Aortenstenose sei nach dem im Klageverfahren einge—

holten Gutachten mit Wahrscheinlichkeit auf den

Einsatz des Klägers beim Westwallbau zurückzuführen°

Auf die Berufung des Beklagten hat das Landéssozial—

gerieht (LSG) Nordrhein—Westfalen durch Urteil tom

27° Januar 4972 die Klage abgewiesen: Der Einsatz
des Klägers beim Westwallbau in der Zeit vom
280 Juli bis 500 Oktober 4958 habe nichts mit einer

unmittelbaren Kriegseinwirkung i„So des 5 5 Abs° 4

Buchst° b BVG zu tun° Aus 5 5 Abs„ 4 Buchst° m BVG

lasse sie k>in Versorgungsschutz herleiten‚ da nicht

die Organisation Todt, sondern ein Festungspionierstab

für Arbeiten am
Uestwall im Bezirk Trier zuständig

gewesen sei„ Auch 5'5 Abs° 4 Buchsto k_BVG komme nicht

in Betracht, da der Kläger nicht auf Grund der Not—

dienstverordnung vom 450 Oktober 4958‚ sondern auf
‚Grund der Verordnung vom 22° Juni 4958 verpflichtet

werden seio

Mit seiner form— und fristgerecht‘eingelegten„
v0m

LSG nach 5 462 Abs° 4 Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) zugelassenen Revision beantragt der Kläger

(sinngemäß),
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unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Beklagten zurückzuweiseno

Zur Begründung trägt er vor‚ @ 5 Abso ? Buchst° b

BVG erfordere einen unmittelbaren Zusammenhang nur

zwischen der behördlichen Maßnahme (hier Ver—

pflichtungsbescheid des Arbeitsamtes) und der Vor—

bereitung (Westwallbau) von Kampfhandlungen, nicht

dagegen‚ daß die Kampfhandlungen unmittelbar auf

diese Vorbereitung folgen„ ’

Der Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision°

Er hält das Berufungsurteil für zutreffend und

verweist auf die Rechtsprechung des Bundessozial—

gerichts (BSG), uoa„ das Urteil des erkennenden

Senats vom 40 November 1959 (BVBl 1960, 45)„

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß 5 424

Abs„ 2 SGG einverstanden°

II

Die zulässige Revision des Klägers hat keinen Erfolgo

Keinen Bedenken unterliegt die Auffassung des LSG,

daß im vorliegenden Fall ein Versorgungsanspruch

aus den Vorschriften des 5 5 Abs() ? Buchst° k und

m BVG nicht herzuleiten ist° Auch die Revision

macht insoweit keine Einwände geltend9 sondern
meint lediglich, das LSG habe einen Anspruch des

Klägers auf Grund des 5 5 Abs° ? Buchst° b BVG zu
Unrecht verneint° Die Auslegung, die der Kläger und
das SG dieser Vorschrift zuteil werden lassen‚

trifft jedoch nicht zug

Gemäß 5 5 Abs° 1 Buchsto b BVG gelten als unmittel—

_5_
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bare Kriegseinwirkung (@ 4 Abs„ 2 Buehst° a BVG) im

Zusammenhang mit dem Weltkrieg (hier 1959/Ä5) stehende

behördliche Maßnahmen in unmittelbarem Zusammenhang

mit Kampfhandlungen oder deren Vorbereitung (ausge—

nommen allgemeine Verdunkelungsmaßnahmen)c In der

Verwaltungsvorsehrift Nr„ 5 zu 5 5 BVGwird erläuternd

u„ao bemerkt, es könne sich hierbei zoB„ um eine Heran—

ziehung von Zivilpersonen zur Aushebung von Schützen—

gräben für die unmittelbare Vorbereitung von Kampf-

handlungen oder für die Verteidigung in Erwartung

bevorstehendcr Kampfhandlungen‚ ferner zu Aufräumung°—

arbeiten unmittelbar nach Kampfhandlungen handeln„ Mit

dieser — an sich unverbindlichen - Erläuterung stimmt

auch die Rechtsprechung insofern überein‚ als sie das

Tatbestandsmerkmal des 3 5 Abso ? Buchsto b BVG nicht

in irgendeinem (theoretisch) vorstell aren Kriegs—

geschehen‚ sondern in (praktisch) "zu erwartenden”

Kampfhandlungen erblickt (BSG 2, 265, 268; 299 264)Q

Das bedeutet, daß die auf behördliche Veisung einge—

leiteten “Vorbereitungslmaßnahmen in.éinem nahen örtli—

chen und zeitlichen Zusammenhang zu den aktuellen
Kriegsverhältnisseh stehen müssen? wie es etwa im Herbst
494% bei den Schanzarbeiten zur Errichtung des sogo
Ostwalls der Fall gewesen ist (vgl° Urteil des 100 Senats

vom 210 April 1967‚ Breithaupt 4967, 767, 768)0

Die demgegenüber von der Revision im Einklang mit dem
erstinstanzlichen Urteil vertretene Auffassung haftet

n der Formulierung des $ 5 Abs„ 1 Buchst„ b BVG und will

erauslesena daß ein ”unmittelbarer Zusammenhang” nur59
3

zwischen der behördlichen Maßnahme und der {Kampf—) Vor—
bereitung, nicht aber zwischen dieser und der Kampf—

handlung gegeben sein müsse° Mit dieser Argumentation

ließ, sich freilich der Anwendungsbereich der Vorschrift

_ 6 _
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auch auf Maßnahmen erstrecken„ die — sogar schon

vor 4958 — der Wiederaufrüstung des Deutschen

Reiches und damit letzten Endes der “Vorbereitung"

eines Angriffskrieges dienten° Das wäre jedoch

unhaltbaro Der erkennende Senat hat in seinem vom

Beklagten angeführten Urteil vom 40 November 4959

(SozR Nro 45 zu 5 5 BVG und Nro 24 zu 5 5 BVG

BVBl4960‚ 45) dargelegt‚ daßbei der Erprobung
neuer Kampfmittel ein unmittelbarer Zusammenhang

ioso des @ 5 Abso 4 Buchst„ b BVG erst eintritt7

wenn die Vorbereitung der konkreten Kampfhandlun—

“

gen beginnto Das Urteil betraf die Probefahrt eines

Unterwaseorpanzers im Sommer 4940‚ also zu einer

Zeit‚ als der Einsatz eines solchen Kampfmittels

durchaus nahegerückt sein konnte; trotzdem fehlte

nach Meinung des Senats dieser Entwicklungsmaß—

nahme der nahe örtliche und zeitliche Zusammenhang

mit einer Vorbereitung von Kampfhandlungen7 weil

die Versuchsreihe noch icht abgeschlossen war„

Im Vergleich zu diesem Sachverhalt ist aber in dem

hier zu entscheidenden Fall der Zusammenhang

zwischen der Arbeitsverpflichtung des Klägers und

"Kampfhandlungen oder deren Vorbereitung“ noch
viel entfernter° Der Zweite Weltkrieg stand Ende

4958 erst bevor und war noch nicht einmal mit

Sicherheit zu erwarten° Völlig ungewiß war dabei

zur Zeit des Einsatzes des Klägers am Westwallbau„

ob eine kriegerisehe Verwicklung — falls sie durch

die aggressivé Politik Hitlers demnächst ausgelöst

werden sollte — auch an einer Front gegenüber den

Westmächten stattfinden würde; dies zeigt sich
insbesondere daran? daß noch Mitte März 4959 der
Überfall auf die Tschechoslowakei ohne bewaffnetes

Eingreifen der Westmächte vonstatten gehen konnte°

Vielfältige politische Ereignisse mußten sich

erst noch abspielen‚ bis schließlich ab
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50 September 4959 der Westwall zum Instrument einer

Kriegführung und dann auch zum Schauplatz von Kampf—

handlungen wurdeo In der Zeit von Juli bis Oktober 4958

konnte somit noch nicht die Rede davon sein? daß die

Westwallbauarbeiten als Vorbereitung von
Kampfhandlungen

anzusehen waren° Der Arbeitseinsatz des Klägers‚ bei

dem er sich den Gelenkrheumatismus zuzogD war also —
wie das LSG zutreffend entschieden hat — versorgungs—

rechtlich nicht geschützt°

Die Revision ist hiernach unbegründet und muß zurückge—
wiesen werden (S 470 Abso 4 Satz 4 SGG)O

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 495 SGGO
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